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Geplante Umsetzung von bundeseinheitlichen Abstandsregelungen 

bei Windenergie an Land 

Sehr geehrter Herr Bundesminister, 

im Nachgang des Windenergiegipfels am 5. September 2019 hat Ihr Haus 

am 7. Oktober eine Aufgabenliste zur Stärkung der Windenergie an Land 

veröffentlicht. Diese enthält bereits viele wichtige Handlungsnotwendigkei-

ten, die auch unsere Verbände in der Vergangenheit wiederholt aufgezeigt 

haben. 

Zu unserem großen Bedauern enthält die Aufgabenliste jedoch keine ziel-

führenden Maßnahmen zur Sicherstellung der notwendigen Flächenkulisse 

für den weiteren Ausbau der Windenergie an Land, z. B. die seit langem 

von der Branche geforderte Bund-Länder-Strategie zur Flächenauswei-

sung. Im Gegenteil: Die dem Klimaschutzprogramm 2030 entstammende 

und in die Aufgabenliste aufgenommene Abstandsregelung wird alle weite-

ren Bemühungen zur Stärkung des Windenergieausbaus zunichtemachen 

und die Windenergie an Land dramatisch schwächen.  

Der zur Erreichung der Klimaziele 2030 erforderliche Ausbau der Wind-

energie an Land braucht ausreichend Flächen. Wie die UBA-Studie „Aus-

wirkungen von Mindestabständen zwischen Windenergieanlagen und Sied-

lungen“ zu pauschalen Abstandsregelungen bereits im März 2019 darge-

stellt hat, werden durch einen Mindestabstand von 1.000 Metern, je nach 

Definition, 20 bis 50 Prozent der Flächen der Windenergie entzogen. Das 

von Ihrem Haus in Auftrag gegebene Gutachten bei Navigant und Fraun-

hofer vom September 2019 („Wissenschaftliche Fundierung der Beratun-

gen zu Abstandsregelungen bei Windenergie an Land“) kommt zu einem 

ähnlichen Ergebnis. In Ermangelung positiver Impulse würde die Flächen-

kulisse im Ergebnis also empfindlich eingeschränkt.  
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Neben den konkret wegfallenden Flächen würde zudem durch die diskutier-

ten Vorschläge in den raumordnungs- und bauplanungsrechtlichen Rege-

lungsrahmen für die Ausweisung von Flächen für die Windenergie einge-

griffen. Zum einen können bislang schlüssige Planungskonzepte von vor 

dem 1. Januar 2015 nachträglich unschlüssig und damit rechtswidrig wer-

den. Dies kann dazu führen, dass die Konzentrations- und Ausschlusswir-

kung und somit die Steuerungswirkung von Flächennutzungsplänen verlo-

ren geht. Zum anderen würden vorangegangene regionalplanerische und 

kommunale Abwägungs- und Abstimmungsprozesse – und somit die jahre-

lange Arbeit von Behörden und kommunalem Ehrenamt – entwertet. Selbst 

bei der Einführung der sogenannten 10H-Regel in Bayern wurde darauf 

verzichtet, diese auch pauschal auf bestehende Flächennutzungspläne an-

zuwenden. Dies verhindert das Risiko der Rechtswidrigkeit dieser Pläne. 

Eine rechtssichere Flächenausweisung stellt jedoch die Flächenverfügbar-

keit für Windenergieprojekte sicher und schafft die Grundlage für die Ge-

nehmigung einer Windenergieanlage. Hieran mangelt es bereits im gelten-

den Rechtsrahmen. Mit der Einführung pauschaler Abstände würden die 

Anforderungen an zukünftige Flächenausweisungen zusätzlich erhöht und 

weitere Rechtsunsicherheiten für die Planungsträger bei der Umsetzung 

des Mindestabstands geschaffen. Statt das bestehende Genehmigungs-

hemmnis der Flächenbereitstellung durch Regional- und Flächennutzungs-

planung zu beseitigen, wird es durch die angestrebte Abstandsregelung 

noch verschärft.  

Wir sind daher der festen Überzeugung, dass mit den aktuell innerhalb der 

Bundesregierung diskutierten Vorschlägen zur Umsetzung der Mindestab-

stände der Ausbau von Windenergie an Land in Deutschland auf lange Zeit 

massiv erschwert, unter Umständen sogar zum Erliegen kommen wird – 

ohne jeglichen Mehrwert für die Verbesserung der Akzeptanz bei den be-

troffenen Anwohnerinnen und Anwohnern.  

Es ist uns unerklärlich, dass an einer Regelung zu bundeseinheitlichen 

Mindestabständen festgehalten wird, obwohl klar ist, dass damit das Ziel 

von 65 Prozent Erneuerbare Energien in 2030 nicht gehalten werden kann. 

Gleichzeitig basieren die Bemühungen um CO2-Einsparungen in Industrie, 

Verkehr und Wärmeversorgung auf dem Einsatz erneuerbaren Stroms – ob 

auf direktem Wege oder in Form erneuerbar erzeugtem Wasserstoffs, wie 

jüngst beim Autogipfel am 4. November bzw. bei der Wasserstoffkonferenz 

am 5. November deutlich wurde. Die notwendigen Mengen dieses Stroms 

wird Deutschland nicht alleine durch Importe oder Offshore-Windenergie 

und PV decken können. Auch und gerade im Interesse von Versorgungssi-

cherheit, Netzstabilität, Wertschöpfung in Deutschland sowie bezahlbarer 
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Strompreise für Haushalte und Unternehmen benötigen wir einen Ausbau 

der Windenergie an Land in allen Bundesländern.  

Sehr geehrter Herr Bundesminister, Energiewirtschaft, Industrie, Gewerk-

schaften und Zivilgesellschaft erwarten, dass die Bundesregierung mit Ent-

schlossenheit an einer modernen, zukunftsfähigen, CO2-freien Energiever-

sorgung arbeitet. Sie haben mit dem Windgipfel ein notwendiges Zeichen 

gesetzt und mit dem Arbeitsplan einige wichtige Handlungsfelder adres-

siert. Die geplanten Einschränkungen der Windenergie an Land stellen al-

lerdings die Realisierbarkeit sämtlicher energie- und klimapolitischen Ziele 

der Bundesregierung in Frage. Wir fordern Sie daher auf, sich innerhalb der 

Bundesregierung für einen stringenten Ansatz einzusetzen, der Schritte in 

diese Richtung ausschließt.  

Wir senden dieses Schreiben zur Kenntnis auch an die Staatssekretäre An-

dreas Feicht, Jochen Flasbarth und Werner Gatzer.  

 

Mit freundlichen Grüßen 
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